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Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswala, PF 11 32

INNOVAR Solar GmbH
für die Gemeinde Bergholz
Herrn Andreas Abeln
Nagelshof 2
49716 Meppen

Besucheranschrift: An der Kürassierkaserne 9
17309 Pasewalk

Amt: Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
Sachgebiet: Bauleitplanung/Denkmalschutz

Auskunft erteilt: Frau Kügler
Zimmer: 325
Telefon: 03834 8760-3141
Tslefax: 03834876093141
E-Mail: Petra.Kuegler@kreis-vg.de
beBPo: Landkreis Vorpommern-Greifswald

- Zentrale Poststelle

Sprechzeiten
DI; 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Aktenzeichen; 02193-23-44 Datum: 27.07,2023

Grundstück: Bergholz, OT Bergholz, ~

Lagedaten: Gemarkung Bergholz, Flur 1 , Flurstück 129/1

Vorhaben: VBP Nr. 04 "Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich von Bergholz" der Gemeinde Bergholz
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 1790-2022

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstetlungnahme bildeten folgende Unterlagen:
- Ihr Anschreiben vom 26.06.2023 (Eingangsdatum 26.06.2023)
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB haben die
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung
der Gemeinde Bergholz begutachtet.
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Einschränkungen der einzelnen
Sachgebiete (SG) bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen.

1. Ordnungsamt
1.1 SG Brand- und Katastrophenschutz
1.1.1 KatastroohensGh utz

Bearbeiterin: Frau Graf; Tel.: 03834 8760 2892
• Kampfmittel
Im Kampfmittelkataster des Landes Mecktenburg-Vorpommern sind keine Eintragungen zu
einer Kampfmittelbelastung im Bereich des BPIans Gemarkung Bergholz, Flur 1, Flurstück
129/1
vorhanden.

Im Fall eines Munitionsverdachtes, wenden Sie sich bitte unter Angabe der Katasternummer
und der Bezeichnung der Fläche an den MBD M-V und beauftragen diesen mit einer
weiterführenden Prüfung. Bitte fügen Sie dem Auftrag an das Landesamt für zentrale
Aufgaben und Technik der Polizei, Brand- und Katastrophenschutz Mecklenburg-
Vorpommern (LPBK), Munitionsbergungsdienst M-V, Graf-Yorck-Straße 6, 19061 Schwerin,
mein Schreiben bei.
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Die erforderlichen Erläuterungen und Formulare finden unter dem Link: httpsÄ'yvww.iät-änc!--
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Hochwassergefährdung
Für den angrenzenden Bereich des Planfeststellungsverfahrens liegen Informationen zur
Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie mit den Ergebnissen und Darstellungen
Hochwassergefahren- und -risikokarte, potentielle Uberflutungsflächen und Risikogebiete
des Landesamtfür Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpommern vor.

• Sonstige Risiken oder Gefahren
Sonstige Risiken oder Gefahren sind zur Zeit nicht bekannt.

1.1.2 Abwehrender Brandschutz

Bearbeiter: Herr Gerhardt; Tel.: 03834 8760 2814
Feuerwehr

Die zuständige öffentliche Feuerwehr, die FF Bergholz, kommt als Feuerwehr mit
Grundausstattung zum Einsatz. Die wirksame Löschhilfe über Nachbarwehren, insb. mit
wasserführenden Löschfahrzeugen, ist grundsätzlich möglich. Über den sofortigen Einsatz
weiterer Nachbarwehren oder die Nachforderung von Kräften und Mitteln vor Ort,
entscheidet derWehrführer mit der Abstimmung des Feuerwehrwehrplanes.
Für den PV-Park ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 zu erstellen und mit der
Brandschutzdienststelle abzustimmen. Der zuständigen örtlichen Feuerwehr ist ein
Druckexemplar als laminierter Dokumentenordner mit Rückenbeschriftung nachweislich zu
übergeben. Die Brandschutzdienststelle erhält ein PDF- Dokument zu Archivierung und
Weitergabe an die Integrierte Leitstelle Greifswald. Vor Nutzungsaufnahme ist mit der
örtlichen Feuerwehr eine Ortsbesichtigung/ Einweisung durchzuführen und zu protokollieren.

Zugänglichkeit
Die gewaltfreie Zugänglichkeit und sichere Zufahrt für die Feuerwehr ist durch eine
Feuerwehrdoppelschließung an jeder Toranlage ständig zu gewährleisten.

Löschwasser
Zur Bekämpfung von Flächen- und Vegetationsbränden, auch über den PV- Park hinaus, ist
für das Objekt eine geeignete Löschwasserentnahmemöglichkeit zu schaffen. Dies kann ein
Löschwasserteich, -zisteme, -brunnen o. ä. sein. Dabei ist eine frostsichere
Löschwasserentnahmestelle mit Feuerwehraufstell- und Bewegungsflächen nach DIN 14210
entsprechend zu berücksichtigen.

2. Straßen Verkehrsamt
2.1 SG Verkehrsstelle

Bearbeiter: Herr Guderjan; Tel.: 03834 8760 3635
Aus der Sicht des Straßenverkehrsamtes; SB Verkehrslenkung als untere Verkehrsbehörde
gibt es unter Beachtung der folgenden Hinweise zu o. g. Bauvorhaben keine Einwände:

Die während des Ausbaus notwendigen Einschränkungen des öffentlichen Verkehrsraumes
bzw. die notwendige Aufstellung von amtlichen Verkehrszeichen sind rechtzeitig, jedoch
spätestens 14 Tage vor Baubeginn, über die bauausführende Firma beim Landkreis
Vorpommem-Greifswald, Straßenverkehrsamt, zu beantragen.

3. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
3.1 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz
3.1.1 iSB BaüleiNam.tD®

Die Stellungnahme wird nachgereicht.
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3.1.2 SB DenkmalDfleae

Bearbeiterin: Frau Schwebs; Tel.: 03834 8760 3147
1. Baudenkmalschutz

Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt.

2. Bodendenkmalschutz
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt.

Aus archäologischer Sicht sind im Geltungsbereich der o.g. Planung Funde möglich, daher
sind folgende Regelungen als Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen in den
Plan und für die Bauausführung zu übernehmen:

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen,
Abbruche usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe,
Verfüllungen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte
Fluchtgänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher,
Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben,
Steinsetzungen, Hölzer, hfolzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck,
Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein
kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V
für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die
den Wert des Gegenstandes erkennen.

Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand
zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei
schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann
die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder
die Bergung des Denkmals dies erfordert.
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege zu
übergeben.

3. Hinweis

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist.

Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Domhof4-5, 19055 Schwerin

Tel.: 0385 58879 111

3.2 SG Naturschutz
Die Stellungnahme wird nachgereicht.

4. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung
4.1 SG Abfallwirtschaft/lmmissionsschutz
4.1.1 SB Abfallwirtschaft/Altlasten

Bearbeiter: Herr Wiegand; Tel.: 03834 8760 3271
Die untere Abfall- und Bodenschutzbehörde stimmt dem Vorhaben unter Berücksichtigung
folgender Hinweise und Auflagen zu:

Auflagen Abfall:

1. Metall ist getrennt zu halten und einer Verwertung zuzuführen.
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2. Gefährliche Abfälle sind ordnungsgemäß zu entsorgen. Nach § 50 des
Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. l S. 212) besteht hierfür eine
gesetzliche Nachweispflicht in Form des Verwertungs- und Beseitigungsnachweises.

Auflagen Bodenschuta:
1. Während der Baumaßnahme auftretende Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen

oder Altlastverdachtsflächen (vererdete Müllkörper, Verunreinigungen des Bodens,
Oberflächen- und Grundwassers, u.a.) sind der unteren Bodenschutzbehörde des
Landkreises Vorpommern-Greifswald (Standort Pasewalk) sofort anzuzeigen. Die Arbeiten
sind gegebenenfalls zu unterbrechen.

2. Treten während der Baumaßnahme Uberschussböden auf oder ist es notwendig
Fremdböden auf- oder einzubringen, so haben entsprechend § 7 BBodSchG die Pflichtigen
Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen.
Die Forderungen der §§ 9 bis 12 der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
(BBodSchV) vom 12. Juli 1999 (BGBI. l. S. 1554), in der zuletzt gültige Fassung, sind zu
beachten.

Dabei sind insbesondere die Anforderungen der DIN 19731 (Ausgabe 5/98) zu
berücksichtigen.

4.2 SG Wasserwirtschaft
Bearbeiterin: Frau Küster; Tel.: 03834 8760 3265
Dem geplanten o. g. Vorhaben wird seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises
unter Einhaltung nachfolgender Aufiaffeo und Hthweise zugestimmt:
Im Einzugsbereich des Vorhabens befinden sich Gewässer II. Ordnung. Diesbezüglich ist
eine Stellungnahme des zuständigen Wasser- und Bodenverbandes „Mittlere Uecker-
Randow" anzufordern.

AajBlaflen

1. Nach §49 (1) WHG sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich
unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des
Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der
Arbeiten anzuzeigen. Wird nach § 49 (2) WHG dabei unbeabsichtigt Grundwasser
erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen.

2. Vor Baubeginn ist mit dem zuständigen Wasser- und Bodenverband zu klären, ob sich evtl.
weitere Rohrleitungen (Gewässer II. Ordnung) auf dem Grundstück befinden.

3. Sollte bei den Tiefbauarbeiten teilweise eine geschlossene Wasserhaltung
(Grundwasserabsenkung) erforderlich sein, so stellt dies nach § 9 WHG eine
Gewässerbenutzung dar. Nach § 8 WHG bedarf die Benutzung eines Gewässers der
wasserrechtlichen Erlaubnis.

4. Die Einleitung von Niederschlagswasser des geplanten Bauvorhabens in ein Gewässer stellt
nach § 9 WHG eine Gewässerbenutzung dar. Die Benutzung eines Gewässers bedarf nach
§ 8 WHG einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die Untere Wasserbehörde.

5. Nach § 38 (3) WHG sind im Außenbereich Gewässerrandstreifen von 5,00 m Breite
einzuhalten. Der Gewässerrandstreifen bemisst sich bei Gewässern mit ausgeprägter
Böschungsoberkante (z.B. Gräben) ab der Böschungsoberkante. Die Gewässerrandstreifen
sind frei von jeglicher Bebauung und Bepflanzung zu halten. Ferner dürfen keine Zäune
errichtet werden.

6. Nach § 32 (3) LWaG M-V ist eine Benutzung des Grundwassers (Grundwasserentnahme) in
den Fällen des § 46 Abs. 1 und 2 WHG anzuzeigen.

7. Sollten bei den Erdarbeiten Dränungen oder auch andere hier nicht erwähnte
Entwässerungsleitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in jedem Falte
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wieder funktionsfähig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten
trockengefallen sind. Der zuständige Wasser- und Bodenverband ist zu informieren.

Hinweise
1. Nach § 5 WHG ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden

und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten.

2. Niederschlagswasser soll nach § 55 WHG ortsnah versickert, vemeselt oder direkt oder über
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet
werden.

3. Nach § 46 (2) WHG bedarf das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser
durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis. Anfallendes unbelastetes
Niederschlagswasser kann daher erlaubnisfrei über eine ausreichende Sickerstrecke von
mind. 1,00 m zum Mittleren hlöchsten Grundwasserstand (MHGW) auf dem Grundstück
versickert werden. Nach dem DWA-Regelwerk, Arbeitsblatt DWA-A 138 muss der relevante
Versickerungsbereich im kf-Bereich von 1*10-3 bis 1*10-6 m/s liegen.

4. Sind Versickerungsanlagen, wie Mulden oder ähnliches geplant, sind diese so herzurichten,
dass Nachbargrundstücke nicht nachteilig beeinträchtigt werden.

5. Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist besondere Vorsicht geboten. Im Falle
einer hlavarie mit wassergefährdenden Stoffen ist unverzüglich die zuständige untere
Wasserbehörde zu benachrichtigen.

6. Stellplätze für Kraftfahrzeuge sind so herzurichten, dass keine wassergefährdenden Stoffe
(Treib- und Schmierstoffe) in den Untergrund versickern können. Festgestellte
Verunreinigungen sind sofort zu beseitigen.

•?*

Mit freundlichen Grüßen

9

v.

Petra Küg ler ^j
amt. ^äßhgeä^etsletNrin

Verteiler
INNOVAR Solar GmbH
für die Gemeinde Bergholz
z.d.A.

•^

Quellenangaben

DSchGM-V Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392)

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. März 1998 (BGBI. l S. 502),
zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. l S.
306)

LBodSchG M-V Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219)
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WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 4. Januar 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 5)

LWaG M-V Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern (LWaG M-V) vom
30. November 1992 (GVOBI. M-V S. 669; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753-2), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 866)
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Auskunft erteilt: Frau Kügler
Zimmer: 325
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Sprechzeiten
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Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung

Aktenzeichen: 02193-23-44 Datum: 28.08.2023

Grundstück: Bergholz, OT Bergholz, ~

Lagedaten: Gemarkung Bergholz, Flur 1 , Flurstück 129/1

Vorhaben: VBP Nr. 04 "Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich von Bergholz" der Gemeinde Bergholz
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB; HAz. 1790-2022

Grundlage für die Erarbeitung der Stellungnahme des Landkreises bildeten folgende Unterlagen:
- Ihr Anschreiben vom 26.06.2023 (Eingangsdatum 26.06.2023)
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben

Nachtrag zur Gesamtstellunanahme

Sehr geehrter Herr Abeln,

hiermit erhalten Sie den noch ausstehenden Nachtrag zur Gesamtstellungnahme des Landkreises
Vorpommern-Greifswatd vom 27.07.2023.
Ich möchte Sie bitten, diesen bei der weiteren Bearbeitung des Vorhabens zu beachten.

1. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz
1.1 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz
1.1.1 Bauplanungsrecht

Bearbeiterin: Frau Kügler; Tel.: 03834 8760 3141
Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft.

Im weiteren Planverfahren sind folgende Anregungen und Bedenken zu beachten:

1. Die Gemeinde Bergholz verfügt nicht über einen wirksamen Flächennutzungsplan. Bei dem
vorliegenden Bebauungsplan handelt es sich daher um einen vorzeitigen Bebauungsplan
nach § 8 Abs. 4 BauGB, welcher einer Genehmigung nach § 10 Abs. 2 BauGB bedarf.

2. Die Erschließung des Plangebietes über vorhandene öffentliche Straßen ist im
Bebauungsplan darzustellen. Dazu ist der Geltungsbereich des Bebauungsplanes so zu
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17489Greifswald
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erweitern, dass die öffentliche Verkehrsfläche im Einbindungsbereich einbezogen und als
öffentliche Straßenverkehrsfläche dargestellt wird.
Denkbar wäre auch die Klarstellung des Straßenanschlusses durch textliche Festsetzung,
Z.B.: „Die Geltungsbereichsgrenze ist zwischen den Punkten A und B zugleich
Straßenbegrenzungslinie.", da die der allgemeinen Erschließung dienenden öffentlichen
Verkehrsflächen in der Planzeichnung durch Straßenbegrenzungslinien abgegrenzt werden.
In jedem Fall ist der Geltungsbereich bis an eine öffentliche Verkehrsfläche (hier B 104) zu
erweitern.

3. Mit dem Beschluss des Bebauungsplanes als Satzung erhält dieser bezüglich seines Inhaltes
und seiner Wirkung Rechtsnormcharakter.
Dem Erforderlichkeitsgrundsatz entsprechend müssen die Festsetzungen zur Verwirklichung
der Planziele objektiv geeignet, zugleich notwendig und auf Rechtsgrundlagen abstellbar
sein.

Die mit dem Erlass der Satzung getroffenen Festsetzungsinhalte bilden dabei die Grundlage
für weitere zum Vollzug des BauGB erforderliche Maßnahmen und werden damit
gleichermaßen zu einer Verlässlichkeitsgrundlage für Bauherren und Eigentümer. In diesem
Sinne sind nachstehende Festsetzungen zu überarbeiten:

3.1 Festsetzung Nr. 1.3 ist rechtlich unbestimmt und daher zu streichen oder umzuformulieren.
Das gleiche gilt für die Festsetzung 6.1.

Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB kann im Bebauungsplan in besonderen Fällen festgesetzt werden,
dass bestimmte der in ihm festgesetzten baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen
nur

1. für einen bestimmten Zeitraum zulässig oder

2. bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder unzulässig

sind. Die Folgenutzung soll festgesetzt werden.

Abzustellen ist dabei auf die Rechtskraft des Bebauungsplanes und nicht auf die
Inbetriebnahme der geplanten Anlagen. Der Zeitrahmen kann dabei auf eine Dauer, Z.B.
30 Jahre, oder ein konkretes Datum festgesetzt werden.

Ebenso kann nicht festgesetzt werde: „...Am Ende der Laufzeit kann über die weitere
Nutzung mit der Gemeinde verhandelt werden. ..." Für den Fall, dass eine zeitlich befristete
Nutzung festgesetzt wird, ist die Nutzung als Fläche für Photovoltaikanlagen nach Ablauf
dieser Frist beendet und der VBP muss geändert werden, sollte die Nutzung fortgesetzt
werden.

3.2 Eine Verkehrsfläche, auch Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung, ist innerhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht festgesetzt. Die Festsetzung 4.1 kann daher
nicht zugeordnet werden.

3.3 Die Festsetzung 5.1 lässt sich in der Planzeichnung ebenfalls nicht zuordnen, hier ist im
weiteren Verfahren eine Konkretisierung erforderlich.

3.4 Für die umweltrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen ist die Rechtsgrundlage anzugeben.

4. Im Vorentwurf zum Umweltbericht sind widersprüchliche bzw. falsche Angaben zu Größe und
Lage des Plangebietes enthalten. Diese sind im weiteren Verfahren zu korrigieren.

Hinweis:

1. Die aktuelle vollständige Zitierung des Baugesetzbuches ist den Quellenangaben zu
entnehmen. Ich bitte, dies im weiteren Verfahren zu beachten.
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1.2 SG Naturschutz
Bearbeiterin: Frau Fregin; Tel.: 03834 8760 3215
Seitens der unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald ergeht
zum o. g. Vorhaben unter Beachtung und Berücksichtigung nachstehender Forderungen
folgende Stellungnahme:

Vorliegende Unterlagen vBP Nr. 4 „Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich Bergholz":
• Begründung Vorentwurf (Stand 1 2.06.2023)

Umweltbericht Vorentwurf (Stand 24.04.2023)
Vorhaben- und Erschließungsplan Vorentwurf (13.06.2023)
Satzung Vorentwurf (Stand 07.06.2023)

Umweltbericht

Es ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB für die Belange des Umweltschutzes nach § 1
Abs. 6 Nr. 7 und § 1a des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom
3.November 2017 (BGBI. I S.3634), eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die
voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in einem
Umweltbericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch ist
anzuwenden.
Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und
allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des
Bauleitplans angemessener Weise verlangt werden kann.

Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen.

Der Umweltbericht wurde zur Kenntnis genommen.

Eingriff- Ausgleichsbilanzierung
Die Eingriff- Ausgleichsbilanzierung kann aufgrund fehlender Darstellungen und
Erläuterungen nicht nachvollzogen und daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht anerkannt
werden.

• Tabelle 6, Seite 24: Unmittelbare Beeinträchtigungen
Es ist eine bildliche Darstellung mit Flächenangaben nachzureichen, inklusive
Flächenangaben der Maßnahmenflächen und des gesetzlich geschützten Biotops, sonst
kann die E+A Bilanzierung nicht nachvollzogen werden. Abbildung 11 auf Seite 22 kann
dafür nicht herangezogen werden, da dort weder Flächenangaben vorhanden sind, noch
eine Flächenaufteilung (PV-Fläche, Maßnahmenflächen, Biotop) dargestellt ist.

Tabelle 7, Seite 24: Versiegelung und Uberbauung
Alle entstehenden Versiegelungen sind getrennt aufzuführen (Modulpfosten, Trafo etc.),
hinzukommen außerdem die Pfosten der Umzäunung.

Punkt B 2.2, Seite 25: Vorkommen gefährdeter Tierpopulationen
„Im Plangebiet brüten ggf. gefährdete und streng geschützte Bodenbrüter. Diese finden
neue
Brutmöglichkeiten in den Maßnahmen- und Grünflächen und zwischen den Modulen."
Diese Aussage lässt sich pauschal nicht treffen. Es sind die Ergebnisse des AFB
abzuwarten. Die Eignung der PV-Fläche als Bruthabitat für Bodenbrüter ist zudem
abhängig vom Abstand der Modulreihen (siehe Belange des speziellen Artenschutzes).

Tabelle 9, Seite 26: Kompensationsmindernde Maßnahmen
Es ist eine bildliche Darstellung nachzureichen, in der das SO Photovoltaik Anlage mit
Flächenangaben dargestellt ist, sonst kann die Berechnung nicht nachvoltzogen werden.
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Es muss dabei dargestellt sein, welche Gesamtfläche zur Berechnung der Teilflächen
verwendet wird.

Tabelle 11, Seite 27:
Es ist eine bildliche Darstellung mit Maß- und Flächenangaben nachzureichen, sonst
kann nicht nachvollzogen werden, welche Flächen in die Kompensationsmaßnahme
einfließen. Die Maßnahme muss nach der HzE 2018, Punkt 2.31 eine Mindestbreite von
10m aufweisen.

Anforderungen an die Planung durch die Einbindung der naturschutzrechtlichen
Eingriffsregelung in das Abwägungsgebot
Entsprechend dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 5 und 6 BauGB sind die Belange des
Naturschutzes und der Landschaftspflege hinsichtlich des Vermeidungs- und
Kompensationsgrundsatzes verfahrensmäßig und inhaltlich vollständig und abschließend auf
der Ebene der Bauleitplanung zu klären. Es müssen deshalb alle anlagebedingten,
betriebsbedingten und baubedingten Projektwirkungen prognostiziert werden. In der
Bauleitplanung ist abschließend darüber zu entscheiden, ob sich die Eingriffe in Natur und
Landschaft rechtfertigen lassen und ob und in welchem Umfang für unvermeidbare
Beeinträchtigungen Kompensationsmaßnahmen notwendig sind. Die Gemeinde ist deshalb
nach § 1 a Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BauGB verpflichtet, über alle Eingriffsfolgen bei der
Aufstellung des Bebauungsplanes zu entscheiden.

Die Bewertung der Eingriffs- und der Kompensationsmaßnahmen sollte nach den Hinweisen
zur Eingriffsregelung für Mecklenburg - Vorpommern in der Neufassung von 2018 erfolgen.

Belange des speziellen Artenschutzes
Die Zuständigkeit für Entscheidungen nach § 44 BNatSchG befindet sich entsprechend § 6
des NatSchAG M-V bei den unteren Naturschutzbehörden.

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschützt:
Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97
Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG
Europäische Vogelarten
Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind;

Streng geschützt sind laut S 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG:
• Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97

Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG
Tier und Pflanzenarten die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG

aufgeführt sind.

Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten,
1. wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu

verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu
beschädigen oder zu zerstören,

2. wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten
während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und
Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten
Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,

4. wildlebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen
aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.
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Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung.
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten ist eine Ausnahme zu
beantragen. Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG dürfen die dort genannten
Bestimmungen der EG-Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen.

Im Rahmen des B-Plan Verfahrens sind potenzielle artenschutzrechtliche Konflikte zu klären.
Sofern eine umfangreiche Kartierung aus Zeitgründen ausgeschlossen wird, muss über eine
Potentialanalyse die Beeinträchtigung von Arten und Artengruppen betrachtet werden. Es ist
hierbei besonders auf das Tötungsverbot und Verbot zur Zerstörung von Fortpflanzungs- und
Ruhestätten entsprechend § 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BNatSchG, einzugehen. Die
Hauptkonflikte sind bei den Amphibien, Reptilien und der Avifauna (Brutvögel, Feldlerche) zu
erwarten. Entsprechende CEF Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Größe und Detaillierung zu
begründen.

Der Bereich Fauna ist in einem separaten artenschutzrechtlichen Fachbeitrag (AFB)
abzuarbeiten. Konflikte sind darzustellen und entsprechende Maßnahmen zur Vermeidung
vorzuschlagen. Entsprechende Unterlagen sind zur Prüfung vorzulegen. Der
artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) muss die Betroffenheiten der folgenden
Artengruppen untersuchen: Avifauna, Reptilien, Amphibien, Säugetiere, Käfer, Weichtiere
(Relevanzprüfung).

Weißstorch
Der Vorhabenbereich liegt im 2 km Radius von mindestens einem Weißstorchhorst und gilt
als essenzielle Nahrungsfläche für dieses Storchenpaar. Dies ist im artenschutzrechtlichen
Fach beitrag zu bewerten.

Feldlerche und weitere Bodenbrüter:
Die PV-Fläche wird nur als Bruthabitat für die Feldlerche und weitere Bodenbrüter anerkannt,
wenn gemäß der Studie des bne (Solarparks-Gewinne für die Biodiversität, 2019) ein
Modulreihenabstand gewählt wird, der ab ca. 9:00 Uhr morgens bis ca. 17:00 Uhr in der Zeit
zwischen Mitte April und Mitte September einen besonnten Streifen von mindestens 2,5 m
Breite zulässt.
Der Mindestabstand der Modulreihen ist im Vorhaben- und Erschließungsplan, bzw. im
Durchführungsvertrag schriftlich festzusetzen.

Gesetzlicher Waldschutz
Nach § 20 Abs. 1 LWaldG (Stand 27. Juli 2011) ist zur Sicherung vor Gefahren durch
Windwurf oder Waldbrand ist bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30
Metern zum Wald einzuhalten. Die oberste Forstbehörde wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung hiervon Ausnahmen zu bestimmen.

Gesetzlicher Biotopschutz
Östlich innerhalb des Plangebietes befindet sich das gesetzlich geschützte Biotop
UER06887 (Feuchtwiese westlich von Löcknitz), dies ist von der Umzäunung auszunehmen.

Um die gesetzlich geschützten Biotope ist ein Pufferstreifen von 20m einzuhalten. Nur
unter dieser Voraussetzung sind die Erhaltungsziele nach Vorgabe des § 20 Abs. 1
NatSchAG M-Vzu gewährleisten.

Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen
Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung folgender Biotope
in der Anlage 1 zu diesem Gesetz beschriebenen Ausprägung führen können, sind
unzulässig.
Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn
die Beeinträchtigungen der Biotope ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus
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überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig ist. Bei Ausnahmen, die aus
überwiegenden Gründen des Gemeinwohls notwendig sind, finden die Bestimmungen des §
15 Abs. 4bis 6 BNatSchG über Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen Anwendung.

Karten- und Textteil der Satzung
Text - Teil B

5. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft
5.1 Kompensationsmaßnahme
Die Maßnahme M1 ist nicht in der Planzeichnung gekennzeichnet. Das gesetzlich
geschützte Biotop ist bereits Dauergrünland und kann nicht gemäß HzE Pkt. 2.31 zur
Entwicklung einer extensiven Mähwiese auf Acker genutzt werden.
Es sind die Vorgaben gemäß HzE Pkt 2.31 in die Satzung zu übernehmen. Es ist auf die
geforderte Mindestbreite von 10m zu achten, diese ist im südöstlichen und westlichen
Bereich nicht gegeben. Die Bereiche der Gehölzpflanzungen können nicht zur Fläche
der Kompensationsmaßnahme „Entwicklung einer extensiven Mähwiese" gerechnet
werden.

II. Hinweise, 2. UmweltrechtlicheVermeidungsmaßnahmen
Die aufgeführten Vermeidungsmaßnahmen müssen unter „Abschnitt I.
Planungsrechtliche Festsetzungen" als naturschutzrechtliche Regelungen gemäß
§ 11 Abs. 3 BNatSchG geführt werden.
Die Vermeidungsmaßnahmen sind im Weiteren zur besseren Klarheit und Übersicht
stets getrennt von den Kompensationsmaßnahmen, bzw. den
kompensationsmindernden Maßnahmen des Eingriffs darzustellen und eindeutig zu
benennen. Alle Maßnahmen sind komplett dem entsprechenden rechtlichen Kontext im
Textteil B der Planzeichnung zuzuordnen.

Vermeidungsmaßnahmen
V1: Die Bauzeit hat außerhalb der Brutzeit zu erfolgen. Sollte aus zwingenden Gründen der
Baubeginn in die Brutzeit zwischen 01. März und 31. August fallen, ist eine Anlage von
Brüten durch bodenbrütende Vogelarten durch Vergrämungsmaßnahmen ab dem 01. März
bis Baubeginn zu verhindern. Zur Vergrämung ist die Flächen durch wiederholtes Grubbern
(ca. alle 1 bis 1,5 Wochen) komplett vegetationsfrei zu halten.

Das alleinige Aufstellen von Stangen mit Flatterbändern oder Fahnen wird nicht als
ausreichend zur Vergrämung erachtet.

Komp^TLsationsmindernde Maßnahmen
V2: Hier ist der Text nach Vorgaben der HzE (Maßnahme 8.30) zu übernehmen:

Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten Flächen werden durch
Einsaat begrünt oder der Selbstbegrünung überlassen.
keine Bodenbearbeitung
keine Verwendung von Dünge-oder Pflanzenschutzmittel
maximal zweimal jährlich Mahd mit Abtransport des Mähgutes, frühester Mahdtermin 1.
Juli
anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgesehen werden mit einem
Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor dem 1 . Juli

Durchführungsvertrag
Bei der Ausführungsplanung für die Kompensationsmaßnahmen sind die ermittelten
Anforderungen an die Funktionalität der Maßnahmen hinsichtlich der Eignung zu
berücksichtigen und es ist der Naturraum (hier: Rückland der Mecklenburgischen
Seenplatte) zu berücksichtigen, in dem der Eingriff stattfindet.
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Privatnützigkeit und faktische Verfügbarkeit von Grund und Boden einerseits und
Sozialgebundenheit andererseits sind abwägungsrelevante Belange von erheblicher
Bedeutung und sind deshalb bei der Planung gebührend zu berücksichtigen. Das gilt nicht
nur für Grundeigentum, auf dem Eingriffe in Natur und Landschaft stattfinden, sondern auch
für Grundflächen, auf denen Kompensationsmaßnahmen realisiert werden können. Die
Verfügbarkeit der Maßnahmenflächen ist deshalb auf der Ebene der Bauleitplanung
abschließend zu klären. Befindet sich die Kompensationsmaßnahme nicht auf dem
Eingriffsgrundstück, ist der Nachweis der Flächenverfügbarkeit zu erbringen und die
Maßnahmen sind durch Sicherung der Grunddienstbarkeit zugunsten der unteren
Naturschutzbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald und einer Vereinbarung
zwischen dem Erschließungsträger, dem Grundstückseigentümer, der Gemeinde und der
unteren Naturschutzbehörde vertraglich zu binden.

Es sind Regelungen zu treffen, die den Antragsteller verpflichten, die Maßnahmen
umzusetzen (Vertragsstrafen).

Dabei ist inhaltlich zu regeln, dass der Eigentümer der Grundstücke die
Kompensationsmaßnahmen dauerhaft (erst mit der Aufhebung des Bebauungsplanes wird
der Eingriff rückabgewickelt) für Zwecke des Naturschutzes zu sichern hat. Die Dienstbarkeit
ist im Grundbuch in Abt. Il an erster Rangstelle und vor Grundpfandrechten in Abteilung III
einzutragen. Die Sicherung und der Nachweis der Flächenverfügbarkeit der
Kompensationsmaßnahmen bzw. artenschutzrechtlichen Maßnahmen ist verbindlich zum
Zeitpunkt des Beschlusses der Satzung des Bebauungsplanes bzw. vor Erklärung der
Planreife nach § 33 BauGB sicherzustellen. Dazu ist der Nachweis eines notariellen
Antrages zur Eintragung einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit und die
Eingangsbestätigung des Grundbuchamtes nachzuweisen.
Vor Ergehen der abschließenden Stellungnahme ist der unteren Naturschutzbehörde der
Durchführungsvertrag vor Unterzeichnung, zur Prüfung vorzulegen. In dem Vertrag ist die
Verpflichtung zur Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen i.S. der Eingriffsregelung als auch
ggf. der CEF, VM und FCS Maßnahmen zu sichern. Die untere Naturschutzbehörde ist als
Vertragspartner im Durchführungsvertrag zu führen.

Der Rückbau und die fach- und umweltgerechte Entsorgung bzw. Recycling der Anlage sind
vertraglich abzusichern.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

Petra Kügler
amt. Sachgebietsleiterin

Quellenangaben

BauGB

BNatSchG

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
12. Juli 2023 (BGBI. 2023 l Nr. 184)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom
29. Juli 2009 BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
8. Dezember 2022

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) vom
23. Februar 2010 (GVOBI. M-V 2010, S. 66) zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 05. Juli 201 8 (GVOBI. M-V S. 221 , 228)
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Telefon: 0385/ 588 88 203

Bearbeitet von: FFau Biemat
Aktenzeichen:
20b-5121.12/75-011 -067/23
(bäte bei Schrtftvefkefef angeben)

Ueckermünde, 19.07.2023

Stellungnahme als Träger äffentUeher Belange (§ 4 Abs.2 BauGB) |g|

Vorhabenbezogener Bebauungsplaa Nr. 4 „Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich von
Berghotz" der Geaieinde Bergholz il i

Ihr Schreiben vom: 27.06.2023

Stellungnahme Abteilung Landwirtschaft und Flumeuordnunßsbehörde

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus agrarstruktureller Sicht sollten Solar- und Photovoltaikanlagen im Außenbereich aufversieeelten
und Konversionsflächen errichtet werden.
Bei Ackerflächen mit bis zu 20 Bodenpimkten bestehen aus agrarstraktureUer Sicht ebenfalls keiße
Bedenken zur Errichtung von Solar- bzw. Photovoltaikanlagen,
Eine landwirtschafltliche Pflanzenproduktion auf Ackerflächen mit bis zu 20 Bodenpunkten ist
zunehmend Risiken ausgesetzt, welche die Wirtschaftlichkeit stark einschränken. Daher bestehen aus
agrarstruktureller Sicht keine Bedenken zur Errichtung von Solaranlagen aufAckerflächeü mit derart
geringer Bodenwertigkeit.
Der Geltungsbereich umfasst ca. 4 ha Ackerland i-nit einer durchschnittlichen Ackerzahl von 24
Bodenpunkten, also leicht über der agrarstrukturellen Bedenklichkeitsgrenze.
Die ttberplante Fläche unterliegt dem Flumeuordnungsverfahren Berghotz. Die gemäß § 34 Abs. l Nr. l
und 2 Flurbercinigungsgesetz (FlurbG) erforderliche Zustimmung wirderteilt.
Dem Vorhaben stehen agrarstndcturelle Belange nicht entgegen.
Zu naturschutzrechtlicheaund Umwelt-Belangen ergehen die Stellungnahmen gesondert von der
Dienststelle Stralsuad des StALU Vorpommern.
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Mit freundlichen Grüßen
im Auftrai
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Allgemeine DateBSchatzinfQQnatjon:

Der Kontakt Hiit äem Staatlichen Amt fitr Landwirtschaft ußd Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung md Vermbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichcH Daten verbuBden (Rechtsgrundlage:
An. 6 Abs. l e DSOVO i. V.m. § 4 Abs. l DSQ M-V). Wettese iBfonatationeB erhalten Sie unter www.regterung-iKv.de^ateaschutz.
Hausanschrift: . - -- ygjg^^; 0385/588 68 001
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vai-pommern Telefax: 038S / 588 68 700
Kast3njen8(lee13.T7373Uecl<enT>ßn(ie E-Mail: postetelte^^fuvp.mv-regieFung^^^ ^^^^ ^^^^^^^^^^^^^^^i^^^^



Staatliches Amt
für Landwirtschaft und Umwelt

Vorpommern

Sü\LU Vorpommern
Sitz des Amtsleiters: Dienststelle Stralsund,

Badenstraße 18,18439 Sfralsund

Innovar Solar GmbH
Nagelshof 2
49716Meppen

Telefon: neu 0385 588 68-1 32
Telefax: neu 0385 588 68-800
E-Mail: Birgit.Malchow@staluvp.mv-regierung.de

Bearbeitet von: Fr. Malchow
Aktenzeichen: StALUVPI 2/5122/VG/138/23
(bitte bei Schriftverkehr angeben)

Stralsund, 25.07.23

Bebauungsplan Nr. 4 „Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich von Bergholz" der
Gemeinde Bergholz

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank für die Übergabe der Unterlagen zum im Betreff genannten Vorhaben,

Die Prüfung ergab, dass die Belange meiner Abteilung Naturschutz, Wasser und Boden
durch die vorliegende Planung nicht berührt werden.

Mitfrei.KidlJehe
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iSliiserneirieOgtBnsßhatzirtfefmation:
Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern ist mit der Speicherung und Verarbeitung der von
Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage:
Art. G Abs. 1 e DSGVO i.V.m. § 4 Abs. 1 DSG M-V). Weitere Informationen erhalten Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.

Hausanschrift:
Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern
Badenstraße 18,18439 Stralsund

Postanschrift:
Postfach 2541,18412 Stralsund

Telefon: 0385/58868-132
Telefax: 0385 / 588 68-800
E-Mail: poststelle@staluvp.mv-regierung.de
Webselte: www.stalu-vorpommern.de
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StALU Mecklenburgische Seenplatte
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INNOVAR Solar GmbH
Nagelshof 2
49716Meppen

Telefon: 0385 588 69-153
Telefax: 038558869-180
E-Mail: poststelle@stalums.mv-regierung.de

Bearbeitet von: Frau Herrmann
Geschäftszeichen: StALU MS 12 c

0201/5121,12
Reg.-Nr.:194-23

(bitte bei Schriftverkehr angeben)

Neubrandenburg, 24.07.2023

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 4 „Freiflächenphotovoltaikanlage nörd-
lich von Bergholz" der Gemeinde Bergholz

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Prüfung der eingereichten Unterlagen ergehen aus Sicht der Abteilung Immissi-
ans- und Klimaschutz, Abfall- und Kreislaufwirtschaft des Staatlichen Amtes für Land-
Wirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte (StALU MS) folgende Hinweise
und Bedenken:

Die geplante Freiflächenphotovoltaikanlage befindet sich nordöstlich des WEG Berg-
holz-Rossow. Die nächstgelegene WEA befindet sich ca. 400 m entfernt. Die Gebiete
werden durch die B104 getrennt. Ggf. ergeben sich Nutzungsbeeinträchtigungen
durch Schattenwurf der Bestandsanlagen. Das Nutzungsrisiko trägt jedoch derVorha-
benträger.

Für Fragen steht Ihnen Herr Hansen (0385-588 69 510) gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

^. .^'^-i-
Christoph Linke
Amtsleiter

^AIttiBmeiSe.CSteRScHutztnfön'natidnwtE
Der Kontakt mit dem Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt Mecklenburgische Seenplatte ist mit einer Spefcherung und Verarbeitung der
von Ihnen ggf. mitgeteilten persönlichen Daten verbunden (Rechtsgrundlage: Art. 6 (1) e DS-GVO l. V. m. § 4 DSG M-V). Weitere Informattonen zu
Ihren Datenschutzrechten finden Sie unter www.regierung-mv.de/Datenschutz.
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Vorhabenbezogener B-Plan Nr. 4 „Freiflächenphotovoltaikanlage nördlich von
Bergholz"
Frühzeitige Beteiligung

Schwerin, 27.07.2023

Sehr geehrte Damen und Herren,

I

I

mit Schreiben vom 26. Juni informierten Sie den NABU M-V von der aktuellen

PV-Planung der gemeinde Berghoiz und gaben uns die Möglichkeit zur Stellung-
nähme.

Der NABU befürwortet den naturverträglichen Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien und damit auch von Photovoltaikanlagen, die einen wichtigen Teil zur Um-
Setzung der Energiewende beitragen. Leider steht der Fokus beim Ausbau der
Solarenergie noch immer nicht auf die Bebauung von Dächern auf Gebäuden
und sonstigen versiegelten Flächen, Dies ist aus Sicht des NABU dringend not-
wendig! Mit den Vorstößen von Minister Backhaus für die Nutzung von PV auf
Ackerflächen, die Anpassung des EEG 2021 und des gemeinsamen Eckpunktepa-
piers von BMWK, BMUV und BMEL, geht der NABU von einem verstärkten (un-
kontrollierten) flächenhaften Ausbau von PV in den Gemeinden aus.

Bei der naturschutzfachlichen Bewertung bestehen noch generell Lücken
bezüglich sicherer Kenntnisse über Kurz- aber vor allem Langzeit-Auswirkungen
von einzelnen PV-FFA, und die kumulative Wirkung bei mehreren
Anlagestandorten. So bspw. zum Meideverhalten von Arten. Die Wissenslücke
bezieht sich nicht nur auf die Betriebsphase, sondern u.a. auch auf Wartung und
Rückbau der Anlagen. Nur ein fundiertes Wissen kann zu gezielteren
Monitoringauflagen bzw. Ausglejchsmaßnahmen und somit auch schnelleren
Genehmigungen führen. Allgemein setzt der NABU sich zudem für die
Umsetzung sogenannter Nature Based Solutions (NBS) ein, also naturbasierte
Lösungen um Konflikte zu lösen oder zumindest zu entschärfen.
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Der NABU hat gemeinsam mit dem Bundesverband Solarwirtschaft einen
Kriterienkatalog für die naturverträgliche Errichtung von Solarparks
veröffentlicht. Der Katalog umfasst Empfehlungen, um die biologische Vielfalt in
und um Solarparks herum zu erhalten und ist unter folgendem Link zu finden
https://www.nabu.de/imDeria/md/content/nabude/energie/solarener8ie/17062
9-nabu-kriterien-solaroarks.ßdf

Der NABU MV legt zudem besonderen Wert auf den Schutz von tradierten
Nahrungsflächen (zumeist Dauergrünland), welche von gefährdeten Arten wie
dem Schwarzstorch, dem Schreiadler und den heimischen Milanen genutzt
werden. Auch der Bau aufGrünland-Moorböden und Grünland in
Vogelschutzgebieten wird als besonders kritisch angesehen. Ausnahmen auf
Moorböden können durch eine im Zusammenhang stehende Wiedervernässung
gegeben sein. Ein detailliertes Positionspapierdes NABU Bundesverbandes in
Zusammenarbeit mit den Landesverbänden zu Solaranlagen könne Sie hier
finden:

httm:^www.nabu.de/presse/pressemittei|yngenAndex.ohß?popup=true&show
=34062&db=presseservice

Kernforderungen des NABU sind

Förderpriorität auf Dachflächen

Naturverträgliche Standortwahl

Nutzung von Synergiepotenzialen

Ökologische Gestaltung

Erarbeitung eines bundesweiten modularen Monitoringkonzepts

Einsatz von regionalem Wildpflanzen-Saatgut

Vertiefte Forschung, bspw. zu PV und Wiedervernässung auf
degradierten Moorstandorten.

Flächen die verbindlich frei von Solarparks gehalten werden müssen sind aus
Sicht des NABU:

Naturschutzgebiete, Nationalparks, Kern- und Pflegezonen von
Biosphärenreservaten (BSR), geschützte Landschaftsbestandteile,
Naturdenkmäler, Feuchtgebiete internationaler Bedeutung (Ramsar-
Gebiete)

Bewaldete Bereiche nach dem Bundeswaldgesetz
Landes-, bundes-odereuropaweit bedeutsame Brut-, Nahrungs- und
Rastflächen von Wiesenlimikolen und anderer Wat- und Wasservogelar-
ten

Gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG), unter anderem Streuobstwiesen oder wertvolle Trockenra-
sen-Habitate

FFH-Gebiete (FFH-Lebensraumtypen): Die Ftächenbeanspruchungvon
Solarparks stehen dem Erhalt, der Verbesserung und Wiederherstellung
von Lebensraumtypen und oft sehr kleinteiligen Habitaten derAnhangs-
Arten der FFH-RL entgegen,
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Ökologisch hochwertige Flächen ohne Schutzstatus, aber mit stark ge-
fährdeten Artvorkommen, z. B. Gebiete mit seltener Ackerwitdkraut-
Flora, etwa in den sogenannten landwirtschaftlich benachteiligten Ge-
bieten

Schutzgebiete aller Kategorien, die auf das 30-Prozent-Ziel der EU-Bio-
diversitätsstrategie angerechnet werden
Floating Photovoltaik (FPV) auf natürlichen Gewässern ist auszuschlie-
ßen.

Der Vorstand des NABU M-V hat zusätzlich im Mai 2022 beschlossen,
dass die Errichtung von Freiflächen-PV-Anlagen auf mineralischem
Grünland und auf naturnahen Moorböden in MV abgelehnt wird.
Grund dafür ist die Seltenheit von Grünland auf Mineralböden in M-V so-

wie der hohe Klima- und Naturschutzwert von (naturnahen) Mooren.
Auf entwässerten Moorböden können diese Anlagen aus Sicht des NABU
M-V möglicherweise toleriert werden, wenn die Genehmigungen zu-
gleich die Wiedervernässung des Torfkörpers und Torferhalt und die
Möglichkeit der Nutzung natürlich aufwachsender Biomasse festlegen.

Im vorliegenden Fall sieht der NABU Unstimmigkeiten bei der Ermittlung des
Flächenäquivalents der Kompensationsmaßnahmen. Im Umweltbericht (Kunhart
2023) wird u.a. auf S. 11 erwähnt, dass es sich bei Kompensationsfläche um ein
bestehendes intensivgrünland auf Moorstandort handelt (GIO). Auch im Karten-
portal des LUNG wird dieses als bestehendes Dauergrünland dargestellt. Trotz-
dem wird bei der Berechnung des Kompensationsflächenäquivalents die Maß-
nähme „Umwandlung von Acker in extensive Mähwiesen auf Maßnahmenflä-
chen" angegeben. Bei dieser muss jedoch (vgl. HzE M-V S. 65) die Fläche vorher
mindestens 5 Jahre lang als Acker genutzt worden sein. Auch ein Initialan-
saat/Spontanbegrünung ist nicht notwendig, da schon grünlandtypische Arten
vorhanden sind. Stattdessen handelt es sich aus Sicht des NABU um eine Nut-

zungsextensivierung von Wirtschaftsgrünland und muss dementsprechend be-
rechnet werden. Wir fordern zur Prüfung auf.

Wir bitten um Weiterleitung an weitere relevante Träger und planen eine
Fortführung der Beteiligung.

Mit freundlichen Grüßen

.A/

(./~^

Leonie Nikrandt
Naturschutzreferentin NABU M-V
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